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Geleitwort

Kunst und Architektur in der öffentlichen Verwaltung sind Themengebiete, die sich im 
Widerspruch zueinander befinden:
Kunst setzt sich mit freien, schöpferischen Leistungen auseinander. Verwaltung und die 
damit zusammenhängenden Prozesse sind formalisiert und reglementiert. 
Der Autorin gelingt es mit dieser Arbeit, die zur Verwirklichung von hochwertigen künstle-
rischen Leistungen bei Bauprojekten der öffentlichen Hand erforderlichen Prozesse transpa-
rent aufzuarbeiten und zu reflektieren. 
Während man bei der architektonischen Gestaltung von Bauten die Rahmenbedingungen 
gut kennt, sind im künstlerischen Bereich der Nutzer und der Bauherr fast immer überfor-
dert. Insbesondere bei der Positionierung der Haushaltsmittel und den darauf aufbauenden 
Verfahren zur Umsetzung bestehen große Unsicherheiten.
Auf der Grundlage der historischen Entwicklung, der Verbindung künstlerischer Gestaltung 
und Architektur entwickelt die Autorin einen Handlungsrahmen, der die bestehenden Ver-
gabeverfahren und Wettbewerbsinstrumentarien beinhaltet und erweitert. 
Durch die vorliegende Arbeit erhalten Verwaltungsverantwortliche und Künstler Denkan-
stöße und Anregungen, die man in ihrer Bedeutung in Zeiten der Haushaltskonsolidierung 
nur als sehr hoch einschätzen kann.

Weimar, Juli 2004  Prof. Dr.-Ing. Bernd Nentwig

Vorwort

Die Autorin dieser Dissertation ist seit dem 1. 1. 1991 in der Bauverwaltung des Landes Thü-
ringen als Projektleiterin der verschiedensten Baumaßnahmen sowohl im Hochschulbau als 
auch im denkmalgeschützten und allgemeinen Hochbau tätig und hat außerdem seit 1994 
im Thüringer Finanzministerium die Geschäftsführung des hier bestellten Kunstbeirates 
inne. 
Durch Kenntnis der Schwierigkeiten der Umsetzung und Realisierung der Verflechtung von 
Kunst und Architektur im öffentlichen Raum unter den Bedingungen der Möglichkeiten der 
öffentlichen Verwaltung möchte die Autorin die Notwendigkeit und den Inhalt sowie die 
Anwendung von Regelungen zur Vergabe künstlerischer Leistungen im Landesbau des Frei-
staates Thüringen, die eine sinnvolle und gestalterisch prägnante Verbindung von Kunst zu 
den zu errichtenden Gebäuden und deren architektonischer Gestaltung ermöglichen sollen, 
wissenschaftlich untersuchen.
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Es werden die erforderlichen Grundlagen umrissen und darauf aufbauend Schlussfolgerun-
gen für die öffentliche Vergabepraxis für künstlerische Leistungen, die Lehre und Ausbildung 
von Architekten sowie die weitere wissenschaftliche Praxis und das Baumanagement abge-
leitet. Letztendlich können aus der Anwendung der Richtlinie für künstlerische Gestaltung 
im Landesbau in Thüringen Analogien auch für den privaten Bauherren, die Kommunen 
sowie für andere Bundesländer, bis hin zu einer bundesweiten Einführung, in Anwendung 
gebracht werden.
Dabei ist bekannt, dass derzeit immer noch unter den einzelnen Bundesländern zum Teil 
große Verunsicherung sowohl in den öffentlichen Verwaltungen als auch bei den beteiligten 
Künstlern herrscht, wie und unter welchen Bedingungen und vor allem mit welchen Instru-
mentarien eine Verbindung zwischen Architektur und Kunst erreicht werden kann. Nicht 
zuletzt stellen sich hier auch Fragen nach zweckmäßiger Verwendung von Steuergeldern und 
fairen Wettbewerbsverfahren sowie der Möglichkeit der Ausschöpfung aller Ideengehalte, die 
die künstlerische Gestaltung bietet.
Von Seiten der Architekten werden im Wettbewerb konkrete Regelungen nach den Wettbe-
werbsrichtlinien für Architekten und Ingenieure (GRW) angewandt, bei den künstlerischen 
Leistungen sind solche Regelungen zum Teil heute noch unbekannt und zumindest auch in 
Thüringen bis 1994 nicht zur Anwendung gekommen. Aus diesem Grund wurde 1994 nach 
vorhergehenden Vergabeanalysen und Erfahrungsauswertungen mit dem Künstlerverband 
durch das Thüringer Finanzministerium unter Mitwirkung der Autorin die Richtlinie K 7 
für den Freistaat Thüringen auf Basis der RBBau konkretisiert, transparenter gestaltet und in 
der Vergabepraxis umgesetzt.
Während man bei der architektonischen Gestaltung und den Anforderungen der Bauherren 
und Nutzer häufig die Rahmenbedingungen gut kennt, ist im künstlerischen Bereich der 
Nutzer und auch der Bauherr fast immer überfordert. Damit werden viele der für die Gestal-
tung am Bau verantwortlichen Partner weder ihrer Aufgabe noch ihrer wohlmeinenden 
Absicht gerecht, obwohl sie aufgrund ihrer Potenz dazu in der Lage wären.
Besonders deutlich wird das bei der öffentlichen Auftragsvergabe im Bereich der künst-
lerischen Gestaltung. Was fehlt, ist eine gezielte Beratung und umfassende Koordination 
zwischen Künstlern, Architekten, Bauherren und Nutzern. Der Dienstleistungsgedanke der 
öffentlichen Verwaltung muss stärker wirksam, das Verwaltungsprozedere vereinfacht und 
entbürokratisiert werden.
Entsprechend den Rahmenbedingungen im Landesbau, Mittel für künstlerische Leistungen 
bereits bei der Planung zu veranschlagen, stellt sich nicht nur die unabdingbare Frage nach 
der Höhe dieser Mittel, sondern ebenso nach deren zweckmäßiger Verwendung.
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Die hohen gestellten Forderungen und auch Anforderungen an eine Kunst im öffentlichen 
Raum machen eine allgemein anwendbare Regelung der Veranschlagungsverpflichtung drin-
gend erforderlich.
Das vor allem in den neuen Bundesländern in den vergangenen Jahren vorhandene Investvo-
lumen und die damit verbundenen Auftragsmöglichkeiten für die Künstler – heute trotz der 
angespannten Haushaltssituation immer noch existent – macht deren weitgehende Beteili-
gung attraktiv. Die Unsicherheiten in der Anwendung von Wettbewerbsverfahren lassen aber 
in vielen Bundesländern nur wenige referenzakkumulierte Künstler bei Direktbeauftragung 
davon partizipieren. 
Der Mehrzahl der Künstler werden so kaum Umsetzungen von Gestaltungsideen ermöglicht, 
was zur Folge hat, dass sich letztendlich die Kunstlandschaft über Jahre einseitig entwickelt 
und vor allem junge Künstler wenig Präsentationsmöglichkeiten erhalten. 
In vielen Gesprächen mit verantwortlichen Leitern von Künstlerverbänden, Architekten und 
Kunstwissenschaftlern wurde der Autorin diese Entwicklung bestätigt.
Als problematisch stellt sich weiterhin die Auffassung vieler Architekten in ihrer eigenständi-
gen Gestaltungsabsicht dar, die eigentlich Kunst „neben“ ihrer Architektur als wenig positiv 
empfinden.
Für sie ist Architektur schon Kunst an sich und jegliche Zugabe wird abgelehnt. Dabei ist 
zu betonen, dass es bei künstlerischer Gestaltung im öffentlichen Raum nicht um autonome 
„Dekorationselemente“ gehen sollte, die nachträglich angebracht werden. Die innige Ver-
flechtung und gegenseitige Steigerung der Ausdruckskraft  von Kunst und Architektur ist im 
öffentlichen Raum erstrebenswertes Ziel.
Auch hier werden Lösungsvorschläge gesucht, indem das Timing der Verflechtung von 
Kunstentwurf und Architektenentwurf möglichst parallel erfolgt. 
Diese Möglichkeit wird von der öffentlichen Verwaltung bei der Vergabe künstlerischer 
Gestaltungsleistungen immer mehr angestrebt, jedoch sind dem aufgrund von Haushalts-
zwängen der öffentlichen Hand und der gegenwärtig noch nicht definierten Veranschlagungs-
verpflichtung Grenzen gesetzt. Innerhalb der wissenschaftlichen Arbeit werden Problemfel-
der aufgezeigt, deren Lösung gegenwärtig entsprechend dem geltenden Haushaltsrecht nur 
in weiterführenden Aufgaben dargelegt werden kann. Gleiches gilt auch für Auftragsvergaben 
an Künstler, die nicht das materielle Umfeld haben, um in Vorleistung gehen zu können. 
Das Für und Wider der Wettbewerbspraktiken wird an einigen Beispielen diskutiert und 
grafisch sowie optisch dargestellt.
Innerhalb der Untersuchungen wird die Entwicklung und Anwendung der Richtlinie K 7 
der DABau Thüringen an Beispielen und Wettbewerbsergebnissen dargelegt und diese 
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Lösungsvorschläge werden praktisch begründet sowie die positiven Auswirkungen auf die 
künstlerische Gestaltung in Thüringen seit Einführung dieser Richtlinie 1994 belegt.
Dabei werden ebenfalls im Vorfeld die historische Entwicklung der Verbindung von künst-
lerischer Gestaltung und Architektur auf Basis der Grundlagen vorgegebener Wettbewerbs-
richtlinien der Architekten und der Verwaltungsvorschriften erläutert und die praktische 
Anwendung in der Bauverwaltung des Freistaates gemäß der Richtlinie K 7 durch Darstel-
lung der Arbeitsschritte im Vergabeverfahren aufgezeigt.
Weiterhin werden die Wettbewerbsinstrumentarien, die bei Kunstwettbewerben derzeit zur 
Anwendung kommen, wissenschaftlich analysiert und ihre Zweckbezogenheit für die Gestal-
tung untersucht.
Eine Übertragung der Anwendung auf kommunale oder bundesweite Ebene, was gegen-
wärtig noch nicht erfolgt ist, könnte die Kunstlandschaft wesentlich beleben und bisher 
gehandhabte Vergabepraktiken der öffentlichen Hand, die durch ihre individuelle Personen-
bezogenheit zu erheblichen Einschränkungen im künstlerischen Gestaltungsprofil geführt 
haben, ablösen. 
Basis dieser Übertragung sind u. a. Strukturänderungen in der Verwaltung und die zuneh-
mende Informationsmöglichkeit länderübergreifend im Rahmen des E-Governments.
Mit der Darstellung dieser Thematik in einer wissenschaftlichen Arbeit werden Möglichkei-
ten eröffnet, auch wissenschaftlichem Personal und Auszubildenden anderer Fachbereiche in 
den Problemkreis Einblick und Hilfestellung zu geben.
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